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�I.	Hintergrund





Die britische Vorstellung einer Universität hat vier signifikante Merkmale. Erstens ist es eine unabhängige Institution, rechtlich basierend auf einer sogenannten ‘Royal Charter’�, die den Universitäten eine beträchtliche Unabhängigkeit von parlamentarischer Aufsicht zugesteht. Dies hat zum zweiten Merkmal geführt, nämlich daß sie ihre finanziellen Angelegenheiten selbst verwalten. Obwohl Universitäten den Großteil ihrer Mittel seit den 40er Jahren von der Regierung erhalten haben, mußten Nachweise über deren Verwendung bis zu den 80er Jahren nicht erbracht werden. Zum dritten haben Universitäten vergleichbare Freiheiten in ihren akademischen Angelegenheiten. Sie stellen ihr eigenes Personal ein, registrieren selbst ihre Studenten und vergeben ihre eigenen akademischen Grade. Grenzen werden allein durch die zugrunde liegenden ‘Royal Charters’ gesetzt, die jedoch eher allgemein formuliert und gehandhabt werden. Zum letzten haben britische Universitäten für die letzten anderthalb Jahrhunderte - ähnlich wie ihre deutschen Pendants - die Vorstellung geteilt, daß ihr akademischen Personal sich sowohl in der Lehre als auch in der Forschung zu engagieren hat und daß sie hierfür die entsprechenden Mittel erhalten.



All diese Schlüsselelemente einer britischen Universität lassen sich aus ihrer historischen Entwicklung herleiten. Wie auch im Rest von Europa, trat die britische Universität - in der Form, wie wir sie heute kennen, - zuerst während des Mittelalters auf und hatte enge Verbindungen zur Kirche. Während des großen Zeitalters der modernen Universitätsentwicklung wurde Großbritannien jedoch durch einen ‘Laisser-faire’ Kapitalismus dominiert und das Konzept von Universitäten als staatlich kontrollierte öffentliche Dienstleistungsunternehmen war nicht bekannt. Bis in die späten 1880er Jahre erhielten Universitäten keine finanzielle Unterstützung aus zentral-staatlichen Mitteln und, obwohl es bereits im späten 19. Jahrhundert erhebliche Bedenken bezüglich des wissenschaftlichen Forschungserfolges in Großbritannien im Vergleich mit Deutschland gab, wurden diese Bedenken nicht durch staatliche Unterstützung oder staatliche Regulierung abgestützt. Von 1988 bis 1919 erhielten Universitäten periodisch staatliche Mittel, um die schlimmsten finanziellen Krisen lindern zu können, aber die Beträge waren geringfügig und unregelmäßig.



Erst am Ende des ersten Weltkrieges, der die meisten Universitäten einem totalen finanziellen Ruin nahe brachte, etablierte die Regierung das ‘University Grants Committee (UGC)’ als einen Mechanismus zur Regelung ihrer Zahlungen an Universitäten. Diese Regelung sah vor, daß die Regierung Mittel im fünf-jährlichen Rhythmus dem universitären System  in Form einer Globalsumme zur Verfügung stellte und daß die Universitäten selbst, durch das UGC, diese Mittel ihren eigenen Prioritäten folgend aufteilen. Bei Ausbruch des zweiten Weltkrieges in 1939 leistete die Regierung nur rund 30 Prozent der universitären Einnahmen. Die Hälfte des verbleibenden Restbetrages resultierte aus Studiengebühren, die andere Hälfte aus Spenden, Investitionen, öffentlichen und privaten Beitragen der lokalen Regierungen und einem kleinen Teil aus extern gefördertem Forschungseinnahmen. Das UGC fungierte als Puffer zwischen der Regierung und den einzelnen Universitäten und schützte diese vor politischer Einmischung und parlamentarischer Überprüfung ihrer finanziellen oder akademischen Angelegenheiten. 



Vor diesem Hintergrund finanzieller und rechtlicher Unabhängigkeit entwickelte sich der starke Glaube an die Autonomie der Universität. Die dominante Ideologie des britischen Hochschulsystems beinhaltet, daß eine akademische und finanzielle Autonomie der Universitäten der beste Schutz der intellektuellen Freiheit des akademischen Personals und der Studenten sind. 



Diese institutionelle Autonomie verwurzelte sich in 1945 um so fester, je mehr die Regierung zur Hauptquelle universitärer Mittel wurde. Die Universitäten kamen aus dem Krieg in einer starken Position hervor. Zum einen wurden ihre bedeutenden Forschungsergebnisse als wichtige Beiträge zum Kriegserfolg gewürdigt und damit auch ihr wirtschaftliches Potential in Friedenszeiten erkannt. Zum anderen glaubte man, daß die deutschen Universitäten der 30er Jahre sich nur allzu leicht dem Nazi-Staat ergeben hatten und daß eine universitäre Autonomie ein wirksamer Schutz gegenüber einem starken totalitären Staat sei.�



Die dreißig Jahre zwischen 1945 und 1975 waren das goldene Zeitalter der britischen Universitäten. Sie wurden durch die Regierung großzügig als Institutionen unterstützt, deren Hauptaufgabe es war, eine zukünftige Generation nationaler Führungspersonen des öffentlichen Dienstes, der wissenschaftlichen Forschung und der freien Berufe bereit zu stellen. Der Staat deckte den Großteil ihrer Kosten und hatte nur wenige Forderungen. Akademische Kriterien allein dominierten Entscheidungen in Lehre und Forschung.



Es bestand jedoch eine Schwäche, welche sich ultimativ als fatal für die britische Vorstellung einer Universität herausgestellt hat. Dieses verhätschelte System bildete nur rund 5 Prozent jeder Generation von Schulabgängern aus. Es war der Archetyp dessen, was Trow in den 60er Jahren als elitäre Hochschulausbildung  bezeichnete, nämlich einer bereits begünstigten Minderheit eine qualitative hochwertige Ausbildung zu sichern. Eine umfangreiche nationale Untersuchung, das Robbins Komitee, wurde 1960 gebildet, um dieses Thema zu untersuchen. Das Komitee veröffentlichte seinen Bericht in 1963.



Das Robbins Komitee erkannte, daß der komplett passive Ansatz einer Universitätsfinanzierung der 60er Jahre nicht länger durchführbar sei, da die Anzahl von Institutionen und Studenten bereits rapide anstieg. Das UGC war eine informelle Einrichtung, die ihre Mittel direkt vom Finanzministerium erhielt. Robbins empfahl, daß das Komitee (UGC) seine Mittel fortan vom Ministerium für Ausbildung erhalten sollte, wie alle anderen Schulen und Weiterbildungseinrichtungen auch.



Diese äußerlich geringfügige Änderung hatte beträchtliche Auswirkung für die Universitäten. Die direkte Verbindung mit dem Finanzministerium sah keinerlei akademische Kontrolle vor und verlangte wenig finanzielle Rechtfertigung. Das Universitätsbudget stellt nur einen kleinen Teil der gesamten Staatsausgaben dar, so daß sogar relativ große Änderungen des Universitätsbudgets nur wenig Einfluß auf die staatlichen Ausgaben hatten. In Zeiten finanzieller Härte lohnte es sich nicht zu kürzen und in Zeiten verhältnismäßiger Prosperität bedeutet eine größere prozentuale Erhöhung sehr wenig im Vergleich mit den gesamten staatlichen Ausgaben. 



Der Wechsel hin zum Ministerium für Ausbildung und Wissenschaft (DES)� bedeutete, daß das Universitätsbudget nun ein Teil des gesamten Ausbildungsbudgets war, welches einen erheblich kleineren Umfang als die Gesamtausgaben hatte. Demzufolge mußten die Universitäten nun mit Schulen und Weiterbildungseinrichtungen um ihre Mittel konkurrieren und sie waren einem Ministerium unterstellt, das direkte Interessen an der Ausbildung hatte. Das DES versuchte nicht, in die akademischen Angelegenheiten der Universitäten einzugreifen, konzentrierte sich aber auf Aspekte wie Studentenzahlen und generelle Einschreibemuster je Studienfach. Der Minister für Ausbildung und Wissenschaft hatte stellvertretend für die Universitäten dem Parlament Rede und Antwort zu stehen.



Das UGC System wurde weithin bewundert und weltweit kopiert. Sein zentrales Element war der Mechanismus, den Staat in die Lage zu versetzen, Universitäten zu finanzieren, ohne jedoch politischen Einfluß auf akademische Angelegenheiten zu nehmen. Die Regierung leistete Zahlungen an das gesamte Hochschulsystem und nicht an einzelne Universitäten. Das UGC, dessen zwanzig Mitglieder weitestgehend Vertreter des universitären Sektors waren, war für die Verteilung der Mittel an die individuellen Universitäten verantwortlich und der Staat nahm hierauf keinen Einfluß.



Das UGC entwickelte dieses Prinzip noch einen Schritt weiter. Seine Mittelzuweisungen an die einzelnen Universitäten erfolgten ebenfalls als ‘Pauschalsummen’ auf einer generell ansteigenden Basis alle fünf Jahre. Universitäten waren dann frei, diese wiederkehrenden Mittel ihren eigenen Vorstellungen entsprechend einzusetzen, solange sie dies im Rahmen der eher allgemein gehaltenen ‘Royal Charters’ taten. Sie konnten diese Mittel für nahezu jeden Lehr- oder Forschungszweck ihrer Wahl einsetzen. Das UGC zeigte nur sehr generell die Wege an, auf welchen sie die Mittel der einzelnen Universitäten kalkuliert hatten. Beispielsweise wurde einer Universität 1972 mitgeteilt, daß das UGC bei der Festlegung der Mittelverteilung ihrer früheren Entscheidung, ein Rechtsinstitut an der Universität einzurichten, Rechnung getragen hatte. Es wurden jedoch keinerlei Angaben über die Höhe der Mittel zu diesem Zweck gemacht. Die Theorie war, daß jeder Versuch, dies zu tun, die Autonomie der jeweiligen Universität, eigene Verteilungsentscheidungen machen zu können, eingeschränkt hätte.











I.1.		Die 80er Jahre





Die 80er Jahre waren eine Dekade radikaler Änderungen im britischen Hochschulsystem. Das Jahrzehnt begann mit einer Kürzung der Staatsausgaben� um 20 Prozent und endete mit der stärksten Ausweitung der Studentenzahlen in der Geschichte. Die Zahl der Vollzeitstudenten stieg von 510,000 in 1979 auf 626,000 in 1988 und auf 950,000 in 1993. Gleichzeitig wuchs die Zahl der Teilzeitstudenten von 268,000 auf 490,000; 34 Prozent aller registrierten Studenten im späteren Jahr. Der Anteil weiblicher Studenten stieg von 43 Prozent in 1979 auf 49 Prozent in 1993. Andere wichtige Änderungen war der Zuwachs an Studenten in einem Eintrittsalter von über 25 von 12 Prozent der Gesamtheit in 1979 auf nahezu 20 Prozent in 1990 und ein Anstieg von 410,000 auf 750,000 zwischen 1981 und 1993 in der Anzahl Studenten in Weiterbildungsprogrammen in Universitäten. 



Obwohl die Einschnitte zu Beginn der 80er Jahre rein aus Gründen der Kürzung der Staatsausgaben gemacht wurden, bedeuteten sie auch einen Wendepunkt in den Beziehungen zwischen den Hochschulen und der Regierung. Bis 1981 - für ein Dritteljahrhundert - konnten Universitäten die Ausweitung ihrer Mittel als gegeben hinnehmen. Zuwächse waren nicht immer so hoch wie erwartet, aber eine gewisse Ausweitung erfolgte Jahr für Jahr. Eine ganze Generation von akademischem Personal und akademischen Managern war in dem Bewußtsein aufgewachsen, sich voll auf eine staatliche Finanzierung verlassen zu können. Der Schicksalsschlag der Kürzungen von 1981 war traumatisch. 



Die meisten Universitäten entwickelten eine Strategie, die zuerst von einer der erfolgreichsten Universitäten der 80er Jahre - Warwick - angenommen wurde. Diese konnte in dem Slogan “Spar die Hälfte - Mach die Hälfte” zusammengefaßt werden: mit anderen Worten zielte die Universität darauf ab, eine Hälfte der staatlichen Kürzungen durch Einsparungen aufzufangen und die andere Hälfte durch gesteigerte Einnahmenbeschaffung im nicht-staatlichen Sektor zu generieren.



Auf diese Weise begann die Marktorientierung der britischen Hochschulsystems. In der Mitte der 80er Jahre wurde dies durch die Regierung dahingehend formalisiert, daß Universitäten dazu ermutigt wurden, ihre Einnahmen aus anderen Quellen als dem UGC zu steigern. 



Es existierten sechs Hauptquellen an zusätzlichen Einnahmen:

angewandte Forschung;

kurzfristige Kurse zu vollen Kosten (Programme der beruflichen Weiter-    bildung);

Beratung; 

universitäre Unternehmen;

Wissenschaftsparks, Vermietung von Einrichtungen für Konferenzen, etc.;

Geschenke und Spenden.



Während der nächsten zehn Jahre erhöhten die meisten Universitäten ihr nicht-staatliches Einkommen in größerem Maße als sie es ursprünglich erwartet hatten. In 1994/95 kam weniger als 60 Prozent der Einnahmen britischer Universitäten direkt von der Regierung und in vielen beträgt dieser Anteil weniger als 50 Prozent.



Ein Ergebnis dieser Diversifikation von Einnahmequellen war, daß Universitäten und Hochschulen ihr Finanzmanagement erheblich ausbauten. Diskussionen entbrannten, ob bestimmte Aktivitäten finanziell lohnend waren oder nicht. Hauptthema war dabei die Abschätzung der allgemeinen Kosten und der indirekten Kosten der Tätigkeiten, die nicht Teil des Hauptauftrages der Universität waren, nämlich Lehre und akademische Forschung auf hohem Niveau. 



Das Hochschulreformierungsgesetz von 1988 markierte den expliziten Wechsel in der Hochschulpolitik, welcher noch durch das Hochschul- und Weiterbildungsgesetz von 1992 verstärkt wurde. Formale Hochschulfinanzierungsräte wurden eingerichtet, die als explizite staatliche Instrumente gesehen werden können.� Ihre Mitglieder wurden durch die Regierung ernannt und der Vorsitzende und der Hauptteil der Mitglieder kamen von außerhalb des Hochschulsektors. Die Pufferrolle, die das UGC gespielt hatte, wurde weitestgehend reduziert. Sie wurden durch den Minister instruiert, sicherzustellen, daß “Mittel und Wege zur Spezifizierung dessen gefunden würden, was von den Institutionen für die Bereitstellung der Mittel zu erwarten sei”. Mit anderen Worten sah sich die Regierung selbst als stellvertretender Konsument, der die Ergebnisse der Hochschulen im Interesse der direkten Kunden, der Studenten, erwirbt. Die Finanzierungsräte interpretierten diese Instruktion als Aufforderung, explizite formel-gesteuerte Finanzierungsmethoden zu entwickeln.



1989 ging die Regierung noch einen Schritt weiter und transferierte rund 20 Prozent der Hauptmittel weg von der direkten Unterstützung der Institutionen und benutzte diese Mittel zur Subventionierung der Zahlung der Studiengebühren der Studenten an ihre Universitäten und Hochschulen. Im Endergebnis waren dies Gutscheine für Studenten, die rund 30 Prozent der Ausbildungskosten der Hochschuleinrichtungen abdeckten. 



Diese zwei Änderungen, formel-gesteuerte Finanzierung und Subventionen der Studiengebühren von bis 30 Prozent der Ausbildungskosten, schafften die Grundlage der explosiven Expansion der Studentenzahlen. Nach fast einem Jahrzehnt der finanziellen Härte waren die Institutionen knapp an Mitteln und zum ersten Male waren Polytechnics und Colleges in der Lage, eigenständig finanzielle Entscheidungen treffen zu können.  Zusätzliche Studenten bedeuteten zusätzliche Mittel.



Sie reagierten auf die Änderungen der Finanzierungsmechanismen, indem sie so viele Studenten, wie es die Forschungsräte erlaubten, rekrutierten und darüber hinaus so viele selbstzahlende Studenten wie möglich. Das Ergebnis war ein fünfzig-prozentiger Anstieg von Erstsemestern zwischen 1988 und 1993, wobei viele Institutionen ihre Einschreibungen in den nächsten fünf Jahren verdoppelten.



Folglich änderten die Gesetze von 1988 und 1992 das Wesen des britischen Hochschulsystems fundamental. Es ist nun unzweifelhaft ein Massensystem und die auftretenden Probleme sind die einer Massenhochschulbildung, insbesondere die Vereinbarung der widerstreitenden Konzepte des akademische Standards, der Exzellenz der Forschung und ihrer Diversität, der Zugangsmöglichkeiten und der Gleichberechtigung.   







I.2.		Forschung





Seit dem 19. Jahrhundert, zweifellos beeinflußt durch die neuen deutschen Universitäten dieser Zeit, sahen sich britische Universitäten als Institutionen, die sich im gleichen Maße der Forschung und Lehre widmeten. Die Gründe für diese unterstellte Verbindung konnten bislang nicht befriedigend geklärt werden. Es nicht eindeutig klar, ob eine Verbindung mit der Lehre ein besseres Forschungsergebnis produziert oder ob Studenten davon profitieren, von Dozenten und Professoren unterrichtet zu werden, die auch aktive Forschung betreiben. Ist es einfach, daß sowohl Lehre als auch Forschung sehr fähiger Leute bedürfen oder ist es ein bedeutender Faktor für Dozenten, einmal in ihrem Leben ein Stück ernsthafte Forschung betrieben zu haben? Sicherlich bestand einmal der Glaube, daß Forschung am besten durch junge Akademiker betrieben wird, die dann zu Dozenten heranreifen und schließlich die letzten Jahre ihrer Laufbahn als universitäre Verwalter verbringen.



Was immer die Gründe waren, die Verbindung zwischen Forschung und Lehre hat sich in den britischen Universitäten in den 50er Jahren durch ein sogenanntes duales Finanzierungssystem institutionalisiert. Im Rahmen dieser Regelung erhielten Universitäten öffentliche Mittel für Forschung aus drei verschiedenen Quellen. Der größte Teil kam vom UGC durch die fünf-jährliche Globalsumme. Diese Mittel wurden von allen Universitäten geteilt, nicht notwendigerweise zu gleichen Teilen, aber alle erhielten einen signifikanten Anteil.



Als Gegenleistung wurde von allen Mitgliedern des akademischen Personals aktive Forschung erwartet, ungeachtet der Disziplin, wobei es jedoch keine nationalen Regelungen zur Sicherstellung dieser Forschungsaktivität gab. Einzelne Universitäten überprüften die Forschung neuer Mitglieder während deren Probezeit, die zwei bis fünf Jahre lang war. Nach dieser Probezeit erfolgte in der Regel eine feste Anstellung, ungeachtet dessen, ob der Betreffende auch nur ein Wort publiziert hatte.



Forschung verblieb aber das Hauptkriterium für weitere Karriereentwicklungen in den meisten Disziplinen in den meisten Universitäten. Typischerweise existierten zwei Stationen, an denen die Leistung bewertet wurde.  Einer war ein Effizienzmaßstab in der Bezahlung der Dozenten. Wiederum variierte die Konsequenz, mit der Universitäten diesen Maßstab anwendeten, erheblich. In den späten 60er Jahren wurde dieser Maßstab weitestgehend mißbraucht und die meisten Dozenten konnten sich auf wenigstens fünfzehn Jahre regelmäßiger Einkommenssteigerung nach Ablauf ihrer Probezeit freuen.



Die eigentliche Karriere hing mit Bewertungen der Forschungsleistungen zusammen, die erstellt wurden, wenn sich der Betreffende um eine Dozentur oder Professur bewarb. Während eine Dozentur eine Beförderung innerhalb einer Universität bedeutete, wurde eine Professur im Rahmen einer offenen Ausschreibung vergeben. Kandidaten weltweit wurden hierfür in Erwägung gezogen. An diesem Punkt wurde ein hoher Grad an Strenge angewandt und Einstellungskomitees beinhalteten in der Regel auch Vertreter anderer Universitäten. Standards variierten jedoch erheblich zwischen den Universitäten, zwischen den Disziplinen und dem jeweiligen Zustand des akademischen Arbeitsmarktes. 



Forschung war also unzweifelhaft in die Kultur der britischen Universität der 60er und 70er Jahre eingebaut, aber es war auch eine vollständig sich selbstverwaltende Kultur. Während der akademische Wert individueller Forschung erwogen wurde, war seine weitere Anwendbarkeit kaum ein Thema, selbst nicht in den angewandten Wissenschaften wie dem Ingenieurswesen. Es herrscht wenig Zweifel darüber, daß Forschung lange vor den 80er Jahren ebenso ein Vehikel der persönlichen Karriereentwicklung wie auch ein Mittel der Wissenserweiterung und der Verbesserung der Lehre geworden war. Viele Akademiker betrieben Forschung, weil es von ihnen erwartet wurde und weniger aus Enthusiasmus oder Talent. Die Forschungsergebnisse, die sie produzierten, wurden in akademischen Journalen begraben, wo sie oft ungelesen verblieben, außer vielleicht durch die eigenen Doktoranden des Akademikers.



Die zweite Quelle der öffentlichen Mittel der Forschung (der andere Teil des “dualen Finanzierungssystems”) waren die Forschungsräte. Zuweisungen durch die Forschungsräte� stellte den zweiten Teil des “dualen Finanzierungssystems” dar. Die Theorie war, daß, da die Universitäten bereits grundlegende Forschungsmittel durch das UGC erhielten, es nicht angemessen sein würde, noch zusätzliche Mittel zur Förderung der Forschungsinfrastruktur von den Forschungsräten zu erhalten. Es wurde unterstellt, daß jede Universität, die sich um Forschungsmittel bewarb, über angemessen Laboratorien, Ausstattung und Professoren bereits verfüge und daß das Personal in der Lage sei, Forschungen zu überwachen und Mittel angemessen zu verwalten. Die Forschungsräte stellten nur Gelder für die Deckung der direkten Kosten, für zusätzliches Personal, Verbrauchsmaterialen, Reisekosten und kleinere Ausrüstungsgegenstände, die für ein bestimmtes Projekt benötigt wurden, zur Verfügung. Obwohl es bis zu den 80er Jahren keine Versuche gegeben hat, diese Anteile zu kalkulieren, beliefen sich diese direkten Kosten immer auf etwas mehr als die Hälfte der tatsächlichen Kosten der Forschung.



Während der 70er und 80er Jahre fanden mehrere öffentliche Untersuchungen zur Finanzierung der Forschung statt. Das duale Finanzierungssystem blieb jedoch weitestgehend intakt als die Universitäten  in die turbulenten 80er Jahre eintraten. Während dieser Dekade waren die Änderungen in der Finanzierung der Forschung mindestens so weitreichend wie die bezüglich der Finanzierung der Lehre. 

 

Die ersten substantiellen Änderungen erfolgten hauptsächlich als Reaktion eine Kampagne des nicht-universitären Sektors, die zeigte, daß Universitäten für eine äquivalente Lehrleistung ungefähr 40 Prozent mehr erhielten als die sogenannten ‘Polytechnics’. Die Antwort der Universitäten, der Hinweis auf ihre Forschungsfunktion, verlor jedoch an Glaubwürdigkeit, da sie nicht in der Lage waren, die Kosten ihrer Forschung oder den Umfang der Forschungsprojekte zu dokumentieren, in die die zusätzlichen Mittel eingegangen waren.



Das UGC wurde auch durch den Aufruhr beeinflußt, der der Strategie der selektiven Ausgabenkürzungen folgte, da diese Reduktionen in 1981 sehr unausgewogen erfolgten. Das UGC behauptete, daß es sich an den Forschungsleistungen der individuellen Universitäten orientiere, aber, abgesehen von Informationen über die Mittelverteilungen durch die Forschungsräte, standen ihnen keinerlei Daten zur Verfügung, auf die sie diese Entscheidungen hätten basieren können. Beispielsweise klagten einige Universitäten, die unter erhebliche Kürzungen zu leiden hatten, daß sie einen großen Teil ihrer angewandten Forschung für die Industrie durchführten, was doch die Regierung fördern wolle.



Die neue UGC Strategie begann 1985/86 und blieb die Grundlage der Ressourcenallokation für Forschung. Sie basiert auf einer expliziten Bewertung des Volumens und der Qualität der Forschungen in jedem Universitätsinstitut. Jedes Institut wurde bewertet auf der Basis von :



dem Umfang und der Qualität der akademischen Publikationen seiner Mitglieder in den letzten vier Jahren;



dem Umfang der Mittel von Forschungsräten und anderen Forschungsspon-soren;



der Anzahl der Forschungsstudenten und der Anzahl der erfolgreich abgeschlossenen Forschungsgrade.



Es wurden Bewertungstafeln für jede der 80 Disziplinen erstellt. Jedem Institut wurde in jedem der 80 Studienrichtungen ein Wert zwischen 1 und 5 , basierend auf den obigen drei Kriterien, gegeben.� Der Umfang der Mittel, den eine Universität für ihre Forschung in den anschließenden vier Jahren erhält, basiert auf der Anzahl aktiven Forschungspersonals, gewichtet durch die Werte (1-5) aus der Überprüfung�.



Es hat bislang vier solcher Überprüfungen gegeben, die letzte in 1996. Die Prozeduren wurden jedesmal ein wenig abgeändert. Zu Beginn wurde nur ein Teil des Forschungsmittel auf diesem Wege an die Universitäten verteilt, der substantielle Teil wurde mehr oder weniger gleichmäßig auf alle verteilt. Mittlerweile werden nahezu alle Mittel auf der Basis der Ergebnisse der Überprüfung verteilt und Institute mit den niedrigsten Wert 1 erhalten gar keine Mittel mehr.�



Diese größere Konzentration ist ein Versuch, die Hauptschwierigkeiten dieses Systems zu überwinden. Der Gesamtbetrag, der für Forschung zur Verfügung steht, wird unabhängig von der Überprüfung festgelegt. Die Überprüfung selbst ist demzufolge ein Nullsummen-Spiel, in dem, wenn eine große Anzahl Institute hoch eingeschätzt wird, die durchschnittlichen Mittelzuweisungen geringer ausfallen als wenn nur einige Institute einen hohen Wert erlangen. Eine Universität, die in einer Überprüfung nur einen geringen Wert erzielen konnte, kann ihre Einnahmen beim nächsten Mal deutlich vergrößern, indem sie Schritte zur Verbesserung ihrer Leistung anstrebt. Das Nettoergebnis hat gezeigt, daß der durchschnittliche Wert in den meisten Disziplinen von Überprüfung zu Überprüfung progressiv angestiegen ist. Institute, die bereits Spitzenwerte erzielen konnten, haben jedoch keine Möglichkeit, ihre Position weiter zu verbessern, so daß der Nettoeffekt der ansteigenden Durchschnittswerte für die besten Forschungsinstitute bedeuten würde, weniger Mittel von Überprüfung zu Überprüfung zu erhalten. Der Wechsel hin zu einer Verteilung auf dieser wertenden Basis und das Abziehen von Mitteln von Universitäten mit niedrigen Werten ist ein Versuch, dieses Problem zu überwinden. 



Andere bedeutende Entwicklungen der 80er Jahre waren die Ermutigung der Universitäten, Forschung für die Industrie und andere private Institutionen zu betreiben und ein zunehmender Zwang der Universitäten, die vollen Kosten ihrer Forschung zu fordern, anstatt die durch das duale Finanzierungssystem subventionierten Raten. Die Regierung trug zu diesem Wechsel der Schwerpunkte in 1993 bei, indem sie 25 Prozent des Forschungsbudgets von den Finanzierungsräten zu den Forschungsräten transferierte und von den Forschungsräten forderte, die vollen Kosten der Forschungsprojekte zu tragen (ausgenommen die generelle Infrastruktur wie Gebäude und Laboratorien). Es wird mitunter erwähnt, daß diese Politik der Forschung zu Vollkosten Probleme schafft, wenn britische Universitäten sich für Forschungsmittel aus Quellen der Europäischen Gemeinschaft bewerben. Alle Universitäten haben mittlerweile Abteilungen zur Forschungsverwaltung, unter anderen mit der Aufgabe sicherzustellen, daß Forschungsvorhaben zu vollen Kosten abgedeckt sind.







I.3.		Finanzielle Unterstützung der Studenten





Britische Studenten haben von ihrem elitären Hochschulsystem profitiert. Bis zu den 90er Jahren war die Anzahl der Schulabgänger,  die in das Hochschulsystem eintrat, weit unter dem OECD Durchschnitt, wobei aber die Ressourcen pro Student und die Abschlußquoten weit über Durchschnitt lagen.  



Von 1961 hatte jeder entsprechend qualifizierte Student, der einen anerkannten Studienplatz erhalten hatte, Anspruch auf eine Förderung des Lebensunterhaltes, die ursprünglich zur Deckung der elementaren Lebenshaltungskosten gedacht war. Diese Mittel hingen von der Höhe des elterlichen Einkommens ab. Zu Beginn erhielten 30 Prozent aller Studenten eine solche Unterstützung, 20 Prozent erhielten gar keine und der verbleibende Rest etwas dazwischen.



Abgesehen von der Sicherstellung, daß auch der ärmste Student die Möglichkeit haben sollte, an der besten Universität studieren zu können und die teuersten Kurse wahrnehmen zu können, traten auch andere Effekte auf. Einer war der Anreiz für Studenten, ihre Studien innerhalb der vorgeschriebenen drei Jahre abzuschließen.� Die Unterstützung wurde nur für die normale Dauer der Kurse geleistet und Studenten, die länger brauchten, mußten selbst bezahlen. Die Unterstützung linderte auch die schlimmsten finanziellen Sorgen der Studenten, so daß sie in der Lage waren, sich eher auf ihre Studien zu konzentrieren, statt während des Studiums arbeiten zu müssen. Diese Mittel wurden nicht an Teilzeitstudenten gezahlt, so daß ein anderer Effekt die Ermutigung zu Vollzeitstudien war. 



Mitte der 80er Jahre, im Lichte der ständigen Bemühungen der Regierung, die Staatsausgaben zu reduzieren, wuchs die Erkenntnis, daß Studenten wenigstens einen Teil ihrer Lebenshaltungskosten selbst tragen sollten. Die meisten Vorschläge beinhalteten eine Art Darlehenssystem von der Art, wie es in den Skandinavischen Ländern bereits seit vielen Jahren betrieben wird.  



1989 stiegen die Studentenzahlen rapide an und die Regierung entschied, daß es nun angemessen sei, Darlehen einzuführen. Die Regierung bevorzugte ein Schema, das ähnlich wie in den Vereinigten Staaten durch kommerzielle Banken geleitet werden sollte. Jedoch wurde im Lichte der scharfen Opposition der Studenten und den Zweifeln der Banken an einem Schema, das sie nicht kontrollieren konnten, eine von der Regierung finanzierte Behörde für Studentendarlehen (Student Loans Agency) eingerichtet.



Die Hauptmerkmale dieses Schemas waren, daß die Regierung die Studentenförderungen auf ihrer bestehenden Höhe einfror und darüber hinaus ein kleines Darlehen für alle registrierten Vollzeitstudenten zur Verfügung stellte. Von den Darlehensnehmern wurde erwartet, daß sie mit der Rückzahlung ein Jahr nach Abschluß beginnen sollten, zu einem Zinssatz äquivalent zur Inflationsrate - in anderen Worten ohne Zinsen. Die Darlehen waren nicht abhängig vom Einkommen der Eltern, so daß dies für Studenten aus reichen Familien ein einfacher Weg war, zu einer zinsgünstigen Anleihe zu kommen. Im Zuge steigender Lebenshaltungskosten würde der Wert der freien Mittel sinken, dafür aber die Höhe der Darlehen steigen. Die Regierung schätzte, daß auf diesem Wege die öffentliche finanzielle Unterstützung der Studenten zum Ende des Jahrhundert aus 50 Prozent Unterstützung und 50 Prozent Darlehen bestehen würde. 



Alle Studiengebühren von Studenten des Vereinigten Königreiches und dem Rest der Europäischen Gemeinschaft werden nach wie vor aus öffentlichen Mitteln bezahlt.





II.	Wie die Hochschulfinanzierungsräte in England ihre Mittel verteilen�



Der HEFCE wurde 1992 mit der Aufgabe gegründet, Mittel für Forschung und Lehre in Hochschuleinrichtungen in England bereitzustellen. Sein Auftrag ist die Förderung einer hochqualifizierten, effektiven Lehre und Forschung innerhalb eines finanziell gesunden Ausbildungssektors und unter Berücksichtigung nationaler Bedürfnisse.



Bei der Verfolgung seines Auftrages ist der HEFCE bestrebt:



Institutionen dazu zu ermutigen, die Nachfrage der Studenten kosten-effektiv zu decken und gleichzeitig die Qualität in Lehre und Forschung zu fördern und zu überprüfen



die Vielschichtigkeit der Hochschulausbildung und eine Erweiterung der Zugangsmöglichkeiten zu fördern



eine aktive Partnerschaft mit Institutionen unter voller Anerkennung ihrer Autonomie zu entwickeln



Institutionen zu ermutigen, ihre Stärken zu identifizieren und ihre Bedeutung auf lokaler, regionaler, nationaler und internationaler Ebene auszubauen



Institutionen zu ermutigen, diese Ziele mit zu unterstützen und die effektive und effiziente Ausnutzung ihrer Mittel und Ressourcen und eine hochwertige Dienstleistung durch eine Verstärkung ihres Management und der Abfassung strategischer Pläne sicherzustellen.



Im März jeden Jahres gibt der HEFCE den Umfang der finanziellen Unterstützung bekannt, mit der im darauffolgenden Jahr die einzelnen Universitäten und Hochschulen gefördert werden. Im folgenden werden die Prinzipien, die diesen Mitteln zugrunde liegen und die individuellen Komponenten einer Institutionsföderung erklärt. Subventionen sind hauptsächlich durch Formeln festgelegt. Wieviel Geld jede Institution erhält hängt von ihren jeweiligen Umständen ab. Berücksichtigt werden dabei die Größe und Zusammensetzung der Studentenschaft, die angebotenen Studienfächer und die Qualität der Forschung.



Die Finanzierungsmethoden des HEFCE wurden nach intensiver Beratung mit dem Hochschulsektor eingeführt. Ihre Entwicklung erfolgte in einer Periode großen Studentenzuwachses, haben sich aber als flexibel genug erwiesen, die derzeitige Politik der Konsolidierung zu unterstützten. Der HEFCE verfolgt eine Politik der Offenheit bezüglich der Allokationsmechanismen und ist bestrebt, daß diese auch gut nachvollzogen werden können.





II.1.		Hintergrund



Jedes Jahr berät der HEFCE den Minister für Ausbildung über den Unterstütztungsbedarf des Hochschulsektors in England. Die tatsächliche Subventionshöhe wird durch die Regierung festgesetzt und im Parlament abgestimmt. Sie wird durch den Minister im Rahmen der Haushaltserklärung für das folgende Finanzjahr Ende November bekanntgegeben. Der HEFCE ist für die Verteilung dieser Summe verantwortlich. Dies geschieht innerhalb politischer Grundsätze, vorgeschrieben durch den Minister. Zur Zeit verteilt der HEFCE Subventionen an 138 Hochschulinstitutionen und 74 Weiterbildungseinrichtungen.



Die Institutionen haben sich dem HEFCE und letztlich dem Parlament gegenüber für die Verwendung dieser Mittel zu verantworten. Sie sind unabhängige Körperschaften und frei, finanzielle Mittel von anderen Quellen zu beziehen. Dies gibt den Institutionen die Möglichkeit, Aktivitäten nachzugehen, die neben denen, die durch den HEFCE unterstützt werden, bestehen.



Die Übersicht 1. zeigt, daß die Institutionen finanzielle Mittel aus einer Vielzahl öffentlicher und privater Quellen beziehen. Der HEFCE stellt dabei die größte einzelne Einnahmesquelle des Sektors dar. Den Anteil der Förderung durch den HEFCE an den Gesamteinnahmen der Institutionen hängt jeweils von deren Auftag, Aktivitäten und zusätzlichen Einnahmequellen ab.



Übersicht 1: Hauptfinanzquellen der Hochschulinstitutionen in 1994-95

Forschungsräte

£418m

5.0%

Andere öffentl. 

Ausgaben  £517m

6.5%

LEA Gebühren

£990m

12%



FEFC Mittel

£53m

0.5%

HEFCE Mittel

£3,464m

42.5%



�����

 

Universitäten und Hochschulen

Gesamteinnahmen £8,197m





�����



Übersee-Gebühren

£387m

4.5%

Miete und Verpflegung

£547m

6.5%

Britische Wohltätigkeitsorg.

£269m

3.5%

Andere Forschung

£217m

2.5%

Anderes Ein-

kommen

£1,335m

16.5%



(Quelle: A Guide to Funding Higher Education in England, 1996-97, p. 2)



Studiengebühren stellen eine andere bedeutende Quelle öffentlicher Einnahmen dar. Studiengebühren werden von dem Ministerium für Ausbildung und dem Walisischen Ausbildungsministerium den lokalen Ämtern für Ausbildung (LEAs) in England und Wales zur Verfügung gestellt. Diese Ämter leisten Zahlungen an Universitäten und Hochschulen für Studenten des Vereinigten Königreiches und anderer Staaten der Europäischen Gemeinschaften, sofern diese sich dafür qualifiziert haben. In Schottland und Nordirland werden die entsprechenden Studiengebühren durch die schottische Behörde und das nordirische Ministerium für Ausbildung direkt an die Institutionen geleistet. Die Forschungsräte, deren Finanzierung durch das Amt für Wissenschaft und Technologie sichergestellt ist, unterstützen Forschungsprojekte in individuellen Institutionen und fördern außerdem einige Postgraduierte.



Human- und zahnmedizinische Ausbildung und Forschung hängt von der Partnerschaft zwischen dem HEFCE und dem Nationalen Gesundheitswesen (NHS) ab. Während der HEFCE mit seinen Zahlungen Lehre und Forschung in den medizinischen Hochschulen unterstützt, stellt der NHS die Mittel für klinische Einrichtungen zur Verfügung.









II.2.		Die Finanzierung von Lehre und Forschung





HEFCE verteilt Mittel an die jeweiligen Universitäten und Hochschulen für Lehre, Forschung und damit zusammenhängende Aktivitäten. Diese Subventionen werden in Form einer Pauschalzahlung zur Verfügung gestellt. Es steht den Institutionen dann frei, diese Summe nach eigenem Ermessen intern aufzuteilen, solange diese Mittel für die dafür vorgesehenen Zwecke verwandt werden.



Der HEFCE unterhält eine von Jahr zu Jahr weitestgehend konsistente Aufteilung der Mittel zwischen Lehre und Forschung. Die exakte Aufteilung wird jährlich entschieden. Eine Aufschlüsselung der gesamten HEFCE Subventionen in 1995-96 wird in der Übersicht 2. dargestellt.



































Übersicht 2: Aufteilung der Finanzierung durch den HEFCE in 1996-97



�







Mittel für Lehre und Forschung

£ 3,436 m











�



������ EINBETTEN MSGraph.Chart.5 \s ���



Nicht Formelgesteuerte Mittel

�

�

�� EINBETTEN MSGraph.Chart.5 \s ���� EINBETTEN MSGraph.Chart.5 \s ���

�

Infrastruktur

£ 24m





(Quelle: A Guide to Funding Higher Education in England, 1996-97, p.4)

�Bei der Verteilung der Mittel für Lehre und Forschung ist der HEFCE bestrebt:



Diversität zu unterstützten und Möglichkeiten zu erweitern



die Effektivität der Ausnutzung öffentlicher Mittel zu fördern



Qualität zu halten und zu verbessern



die Mittelverfügbarkeit von Jahr zu Jahr zu stabilisieren.





Wie die Übersicht 3. zeigt, wird der Großteil der Mittel mit Hilfe von Formeln verteilt, welche die Größe und Aktivitäten der einzelnen Institutionen sowie die Qualität ihrer Forschung berücksichtigen. Da die formelgesteuerten Subventionsmethoden veröffentlicht werden, können deren Ergebnisse mit Hilfe der publizierten Informationen des HEFCE nachvollzogen werden.



Übersicht 3: Aufteilung der Finanzierung von Lehre und Forschung in formel- und nicht formel-gesteuerte Verteilung



� EINBETTEN MSGraph.Chart.5 \s ���



(Quelle: A Guide to Funding Higher Education in England, 1996-97, p. 4)			





Der HEFCE bestimmt die Mittel für die Institutionen zwischen Dezember und Februar jedes Jahr, nach den Bekanntmachungen des Ministers in der Haushaltserklärung vom November (siehe Übersicht 4.). Jeden Dezember stellen Universitäten und Hochschulen eine Aufstellung ihres Studentenkörpers zusammen, aufgeschlüsselt nach Studienfach, inklusive aller Informationen bezüglich ihrer Forschungsaktivitäten und leiten diese an den HEFCE weiter. Das Hauptergebnis, HESES�, gibt Informationen über die Anzahl der Studenten in den jeweiligen Institutionen.











Übersicht 4: Der jährliche Finanzierungszyklus



�Start

�

April

Der Rat schickt Anträge auf Staatsausgaben an das Ministerium für Ausbildung und Arbeit (DfEE), entsprechend den finanziellen Bedürfnissen der Hochschulinstitutionen für das nächste Jahr.

�



März

Der Rat gibt die Verteilung der Mittel an Universitäten und Hochschulen bekannt.











�

�



November

Der Minister für Ausbildung und Arbeit gibt die finanziellen Mittel für den Hochschulsektor für die nächsten drei Finanzjahre bekannt.

Februar

Der Rat entscheidet über die Verteilung der Mittel an Universitäten und Hochschulen.









�



�



Januar

�Der Rat beschließt die Verteilung der Mittel auf die Haupttitel - Lehre, Forschung und andere Förderungen.



Dezember

Die Hochschuleinrichtungen liefern Informationen über die interne Verteilung der aktuellen Mittel und die Anzahl der Studenten. Auf dieser Basis werden die Mittel des nächsten Jahres für Lehrtätigkeiten kalkuliert.



Die Hochschulinstitutionen liefern Informationen über ihre Forschungsaktivitäten, auf deren Basis die Forschungsmittel des nächsten Jahres ermittelt werden.











(Quelle: A Guide to Funding Higher Education in England, 1996-97, p.6) 







II.3.		Die Finanzierung der Lehre





Die Mittel für Lehre sind dazu bestimmt, Lehrveranstaltungen auf allen Niveaus zu finanzieren. Sie sind ferner dazu gedacht, den Dozenten einen Abstand zu ihren Forschungen zu ermöglichen und genügend Freiraum für die Entwicklung ihrer Lehrveranstaltungen zu bieten.



Der HEFCE entscheidet in jedem Januar über die Gesamtsumme, die zur Verteilung für Lehrzwecke gedacht ist, basierend auf der Gesamtheit an Mitteln, die durch den Minister bekannt gegeben worden ist. Diese Gesamtsumme wird dann in Haupt- und Zusatzmittel unterteilt.



Hauptmittel sind die Teile der Institutionsfinanzierung, welche von Jahr zu Jahr übernommen werden, also finanzielle Stabilität sicherstellen. Zusatzmittel werden für eine zusätzliche Anzahl Studenten, die Entwicklung der Infrastruktur und zur Förderung besonderer Lehrinitiativen eingesetzt.





II.3.1.		Implikationen der Konsolidierungspolitik der Regierung



Im Mai 1991 veröffentlichte die Regierung in ihrer Erklärung Hochschulausbildung: Eine neue Grundstruktur die Erwartung, daß bis zum Jahr 2000 einer von drei jungen Menschen zwischen 18 und 21 Jahren eine Hochschulausbildung anstreben würde. Die tatsächliche Expansion in den folgenden Jahren war jedoch weit größer als in den Regierungsplänen erwartet. In 1993-94 verfolgten bereits 30 Prozent aller Jugendlichen eine Hochschulausbildung.



Im Licht dieser rapiden Expansion veröffentliche die Regierung eine Politik der ‘Konsolidierung’, in deren Rahmen das Wachstum der Studentenzahlen an die eingeschränkten öffentlichen Ausgaben angepaßt werden sollte. Der Minister für Ausbildung beauftragte den HEFCE sicherzustellen, daß die geplante Studentenzahl nicht überschritten wurde. Die Regierung erwartet so, den Zugang von bis zu 30 Prozent aller Jugendlichen bis 1997-98 sicherstellen zu können.



Diese Politik hat zwei Hauptauswirkungen auf den Verteilungsmodus des HEFCEs gehabt. Sie hat:



den Anteil an Zusatzmitteln, gedacht für zusätzliche Studenten, erheblich reduziert

den HEFCE dazu veranlaßt, Höchstgrenzen für die Anzahl der Stipendiaten zu setzen.



Daraus folgt, daß die Hauptmittel nun den Großteil der Finanzierung der Lehre ausmachen (99 Prozent in 1995-96).





II.3.2.		Die Kalkulation der finanziellen Mittel





Die finanzielle Unterstützung der Lehre berechnet sich auf der Grundlage von ‘Finanzierungzellen’. Diese Zellen definieren sich durch:



11 Studienfachkategorien (siehe Übersicht 5., Academic Subject Categories )

2 Studienarten

Vollzeit und Sandwich� (FT and Sandwich)

Teilzeit (PT)

2 Studienebenen

Lehre von Studierenden und Postgraduierten (UG and PG Taught)

Forschung von Postgraduierten (PG Research)



Übersicht 5: Anzahl Studenten je akademischem Studienfach



� EINBETTEN Excel.Chart.5 \s ���(Quelle: A Guide to Funding Higher Education in England, 1996-97, p.9)



Übersicht 6: Die 44 Finanzierungszellen

� EINBETTEN PBrush  ���

(Quelle: A Guide to Funding Higher Education in England, 1996-97, p.9)

Wie in der Übersicht 6. dargestellt, basiert die Verteilung der Lehrfinanzierung auf einem Maximum von 44 Finanzierungszellen (11 x 2 x 2). Die Anzahl Zellen, in welchen die jeweilige Institution Unterstützung erhält, bestimmt sich durch den Mix an angebotenen Studienfächern und Kursen und die Studienarten und -ebenen, in welchen die Studenten ihre Ausbildung wahrnehmen. Größere Universitäten werden in den meisten Finanzierungszellen aktiv sein, während kleinere, spezialisiertere Hochschulen sich nur in einigen Zellen betätigen.



Jede Institution erstellt im Dezember eine Übersicht darüber, wie es die Finanzierungsmittel des HEFCE und die Anzahl der Studenten zwischen den Finanzierungszellen aufgeteilt hat. Die hier generierten Daten werden durch den HEFCE dazu benutzt, die Finanzierung der jeweiligen Institution für das nächste Jahr zu kalkulieren. Im Hinblick auf die Tatsache, daß der HEFCE die Mittel jeder Institution in Form einer Globalsumme zur Verfügung stellt, liegt es im Ermessen jeder Einrichtung, diese Summe auf die jeweiligen Zellen zu verteilen.



Über die letzten Jahre hat die Regierung ein größeres Maß an Effektivität von den Institutionen verlangt und demzufolge weniger Mittel je Student zur Verfügung gestellt. Diese Anpassung nach unten oder dieser ‘Effektivitätsgewinn’ wird vom HEFCE durch den Verteilungsmodus an die Institutionen weitergegeben.



Ein Element des Wettbewerbs stellt die durchschnittliche Finanzierungseinheit der Mittel des HEFCE (AUCF�) je Institution je Finanzierungszelle dar. Diese Durchschnittseinheit berechnet sich, indem die Mittel in jeder Finanzierungszelle durch die Anzahl der Studenten in dieser Zelle geteilt werden. Die Durchschnittseinheiten erlauben Vergleiche darüber, wie verschiedene Institutionen die einzelnen Zellen finanzieren.



Die Hauptmittel im folgenden Jahr in jeder Zelle werden durch zwei Faktoren beeinflußt:



eine Angleichung nach oben, basierend auf der von der Regierung geschätzten Inflation (2,75 Prozent in 1996-97), um eine inflationsbereinigte Finanzierung sicherzustellen.



eine Angleichung nach unten, welche die relativen Kosten des HEFCE zur Förderung der Finanzierung in den Institutionen berücksichtigt (gemessen auf der Grundlage der Durchschnittseinheiten).



Kostengünstigere Institutionen (geringere Durchschnittseinheiten) werden je Zelle durch eine geringere Angleichung nach unten belohnt, während kostenintensivere Institutionen (relative hohe Durchschnittseinheiten) größere Angleichungen nach unten erhalten. Die Anpassungen bewegen sich momentan zwischen 2 und 4 Prozent. Die Gesamtsumme an Hauptmitteln für jede Institution berechnet sich aus der Summe der angepaßten Beträge je Finanzierungszelle.



II.3.3.		Zusatzmittel





Der HEFCE entscheidet jedes Jahr, wieviel Zusatzmittel zur Sicherung des Studentenwachstums und zur Förderung spezifischer Lehrentwicklungen zur Verfügung gestellt werden. Zusatzmittel werden durch Formeln und durch ‘Anträge’ verteilt, wobei Institutionen Anträge für zusätzliche Studenten in spezifischen Programmen einreichen.





Formelgesteuerte Förderung



Formelgesteuerte Zusatzmittel werden im Rahmen eines Wettbewerbes verteilt. In einem ersten Schritt entscheidet der HEFCE über die Menge der verfügbaren Mittel und dann über deren Verteilung zwischen Finanzierungszellen. Institutionen mit geringen Durchschnittseinheiten erhalten die größte proportionale Erhöhung ihrer Mittel als Zusatzmittel. 



Die Geldsummen werden dann in Studentenzahlen übersetzt, basierend auf den individuellen Durchschnittswerten je Institution je Zelle. Diese Studentenzahlen werden dann zu denen addiert, welche der HEFCE in diesem Jahr finanziert und fließen in die Berechnung der Studentenzahlen des nächsten Jahres ein.



In der derzeitigen Phase der Konsolidierung stehen keine Mittel zur Erweiterung der Zahl der Vollzeitstudenten zur Verfügung. Der HEFCE hat ferner entschieden, keine weiteren Mittel für einen zahlenmäßigen Anstieg der Teilzeitstudenten zur Verfügung zu stellen.





Verteilung durch Anträge



Der HEFCE kann sich entscheiden, bestimmte Lehrgebiete gesondert zu fördern. Dazu werden Institutionen aufgefordert, im Rahmen von spezifischen Programmen Anträge auf zusätzliche Studentenzahlen einzureichen. Beispiele aus der Vergangenheit beinhalten den Ausbau des Hochschulwesen in geographisch benachteiligten Regionen und zweijährige, berufsorientierte Diplomkurse in Wissenschaft, Ingenieurswesen und Technologie.



Institutionen können Anträge auf Hauptmittel für Finanzierungszellen einreichen, in denen sie zur Zeit nicht aktiv sind. Mittel, die nach erfolgreichen Anträgen bewilligt worden sind, fließen in die Berechnung der Hauptmittel der Institution für das nächste Jahr mit ein. Der HEFCE hat beschlossen, in 1996-97 keine weiteren Anträge zu bewilligen. 



Die Übersicht 7. zeigt, wie über einen Zeitraum von drei Jahren Zusatzmittel durch Formeln und durch Anträge verteilt und der Berechnungsgrundlage des nächsten Jahres hinzugefügt werden.



Übersicht 7: Haupt- und Zusatzmittel über einen dreijährigen Zyklus



Zusatzmittel*

____________________









Hauptmittel 



Zuatzmittel*

____________________







Hauptmittel 





Zusatzmittel*

________________



Hauptmittel 





Jahr 1			Jahr 2				Jahr 3

* : Änderungen durch Studentenzahlen und Anträge  



(Quelle: A Guide to Funding Higher Education in England, 1996-97, p.13) 

 





II.3.4.		Der Finanzierungsvertrag





Der HEFCE informiert die Institutionen jedes Jahr über die Mindestzahl an Studenten, die im Rahmen der Hauptmittel zu unterrichten sind (Finanzierungsvertrag). Falls eine Institution weniger Studenten als erwartet registriert, wird die finanzielle Unterstützung entsprechend zurückgehalten.



Die Grundlage des Finanzierungsvertrages ist die Anzahl der Studenten des aktuellen Jahres, in dem Hauptmittel zur Verfügung gestellt werden. Hinzugefügt werden jegliche zusätzliche Studenten, welche durch Zusatzmittel angenommen werden können.



In 1995-96 wurden im Rahmen dieses Finanzierungsvertrages 712.000 Vollzeitstudenten (1 Prozent Erhöhung gegenüber 1994-95) und 401.000 Teilzeitstudenten durch den HEFCE finanziert.





 Qualitätsförderung



Der HEFCE hat eine gesetzliche Verpflichtung, die Qualität der Hochschulausbildung in allen von ihm unterstützten Institutionen zu überprüfen. Dies wird erreicht durch eine kontinuierliche Überprüfung der Studienfächer im Rahmen von Besuchen in den einzelnen Institutionen. Wo der qualitative Standard als unzureichend befunden wird, werden der Institution bis zu zwölf Monate zugestanden, diesen Zustand abzustellen. Falls das Qualitätsniveau unzureichend verbleibt, werden finanzielle Mittel und zugestandene Studienplätze für das betreffende Fach zurückgezogen.





II.4.		Finanzierung der Forschung





Der HEFCE hat sich verpflichtet, eine exzellente Forschung zu fördern. Daher wird ein Großteil des Budgets selektiv an die Hochschuleinrichtungen verteilt, die ihre Forschungsstärken im Vergleich mit nationalen und internationalen Standards demonstriert haben.



Öffentliche Forschungsmittel werden aus einem dualen Förderungssystem geleistet: während der HEFCE für die Gehälter der permanenten akademischen Personals, für Räumlichkeiten und Computerkosten aufkommt, decken die Forschungsräte die direkten Projektkosten und leisten einen Beitrag zu den indirekten Kosten der Projekte.



Mit den generellen Finanzmitteln unterstützt der HEFCE die Grundlagenforschung in den Institutionen und trägt zu den Kosten der Forschungsausbildung bei. Diese Grundlagenforschung liefert die Grundlage für strategische und angewandte Arbeiten, welche später vielfach durch die Forschungsräte, wohltätige Einrichtungen oder die Industrie weitergefördert werden.



Die Forschungsmittel des HEFCE umfaßten 1996-97 ein Budget von £638 Millionen und werden nach den folgenden drei Hauptgesichtspunkten auf die Institutionen verteilt:



qualitative Forschung (QR)



Forschungsentwicklung (DevR)



fachorientierte Forschung (GR)





Förderung der Qualitativen Forschung (Qr)



1996-97 betrugen die Förderungsmittel für qualitative Forschung £602 Millionen (94 Prozent der gesamten Forschungsmittel). Nachdem spezifische Geldsummen für jeden der 72 Forschungsbereiche (Bewertungseinheiten) ermittelt worden sind, wurden diese unter Berücksichtigung von Qualität und Umfang der Forschungsprojekte an die jeweiligen Institutionen verteilt. Der Umfang der Mittel je Forschungsschwerpunkt richtet sich nach der Förderungshöhe der vorherigen Jahre. Diese Beträge werden durch den HEFCE an den geplanten Finanzierungsrahmen angepaßt, welcher für die vier grundlegenden Forschungsbereiche fixiert wurde (klinische Bereiche, Wissenschaft und Technologie, Geisteswissenschaften und Erziehung).



Der Betrag je Forschungsbereich, der einer Institution zukommt, errechnet sich proportional aus der Multiplikation von Volumen und Qualität. 



Betrag = Qualität x Umfang





Qualität



Die Forschungsqualität wird durch eine akademische Kommission im Rahmen  einer Forschungsbewertung (RAE�) alle drei bis vier Jahre überprüft. Die letzte Überprüfung fand 1992 statt und bildet die Grundlage aller Finanzierungsentscheidungen bis 1996-97. Die nächste Forschungsbewertung, welche 1996 stattfand, lieferte Informationen für die Finanzierung von 1997-98. 



Im Rahmen der letzten Bewertung wurde jeder Institution auf einer Skala von 1 bis 5 ein Rang zugeordnet, der die Forschungsqualität in jeder angebenden Bewertungseinheit (Forschungsbereich) berücksichtigt. Übersicht 8. zeigt, wie diese Ränge in einen Finanzierungsmaßstab übersetzt werden. Während der Rang 1 keine finanzielle Unterstützung erhält, erhält ein Rang 5 viermal mehr Mittel für dieselbe Forschungsaktivität als ein Rang 2. Der HEFCE kann das Verhältnis zwischen Bewertungsskala und dem Finanzierungsmaßstab variieren, um die Forschungsförderung mehr oder weniger selektiv zu gestalten.





Übersicht 8: Werte aus der Forschungsüberprüfung übersetzt in Finanzierungsgewichte je Bewertungseinheit





Bewertung aus der Forschungsüber-

prüfung�Finanzierungsskala��5�4��4�3��3�2��2�1��1�0��

(Quelle: A Guide to Funding Higher Education in England, 1996-97, p.16) 





Die Forschungsbewertung in 1996 wird eine modifizierte Fünf-Punkte-Skala haben, wobei jedoch noch keine Angaben gemacht worden sind, wie sich diese Skala auf die Finanzierung auswirken wird.











Volumen



Um eine einzige Gesamtmaßeinheit zu bilden, wird das Forschungsvolumen je Bewertungseinheit durch fünf verschiedene Komponenten wie folgt gewichtet:



aktives Forschungspersonal (1x Anzahl der aktiven Forschungsmitarbeiter in Vollzeitbeschäftigung (VZ)) 



Forschungsassistenten (0,1x Anzahl der Forschungsassistenten in VZ)



Forschungsstipendiaten (0,1x Anzahl der Forschungsstipendiaten in VZ)



postgraduierte Forschungsstudenten(0,15x Anzahl der postgraduierten Forschungsstudenten im zweiten und dritten Jahr ihrer Arbeit)



Forschungsmittel von wohltätigen Einrichtungen (0,2/25.000x Durchschnitt der Mittel von wohltätigen Einrichtungen der letzten zwei Jahre)





75 Prozent der qualitätsorientierten Forschungsmittel richten sich nach der Anzahl an aktiven Forschungsmitarbeitern. Der Gesamtbetrag für qualitätsorientierte Forschung je Institutionen errechnet sich aus der Summe der individuellen Beträge je Forschungsbereich. 



Die zugrundeliegenden Daten werden von den Institutionen jährlich auf den neuesten Stand gebracht.





Förderung der Entwicklung von Forschung



Diese Mittel zielen auf einen Forschungsausbau in Institutionen, die bereits Potential gezeigt haben, aber noch nicht in den Genuß substantieller Unterstützung gekommen sind. In diesen Institutionen werden, proportional zur Anzahl an Forschungsmitarbeitern, Projekte gefördert, die in Bereichen der Bewertungsskala 2 und höher eingestuft worden sind (RAE von 1992). In 1996-97 betrugen diese Mittel £16 Millionen.





Förderung von gattungsspezifischer Forschung



Gattungsspezifische Forschung zielt auf den vermögensbildenden Einfluß von Wissenschaft und Technologie hin, thematisiert in der Regierungserklärung von 1993, Realising Our Potential. In 1996-97 betrugen die hier verteilten Mittel £20 Millionen.



Gattungsspezifische Förderungen belohnen kollaborative Forschungen, die keinen speziellen Nutznießer haben. Verteilungen berücksichtigen den von der Institution erwirtschafteten Betrag, der durch das Zurverfügungstellen der Forschungsergebnisse, an denen die Institution Patent- und Publikationsrechte besitzt, zustande gekommen ist.

III.	Das Management eines marktorientierten Hochschulsystems





Britische Hochschuleinrichtungen operieren nun als marktorientierte Dienstleistungsunternehmen. Während bis 1980 zwei Drittel der Einnahmen der Universitäten und ein noch größerer Anteil bei nicht-universitären Einrichtungen als einzelner Mittelfluß von der Regierung kam, fließen diese Einnahmen nun aus vielen Quellen und Mechanismen. Wie im vorherigen Teil schon gezeigt, ist die finanzielle Unterstützung des HEFCE fragmentiert und Universitäten müssen sich um die Mittel für jedes Fragment einzeln bemühen. Diese Hauptmittel repräsentieren im Moment ungefähr 40 Prozent der Gesamteinnahmen der Universitäten und Hochschulen. Weitere 25 Prozent rühren von Studiengebühren her, welche zu drei Vierteln von der Regierung subventioniert werden. Die Forschungsräte tragen 15 Prozent bei und weitere 10 Prozent stammen von anderen Forschungsprojekten. Der Restanteil wird durch Beratung und andere kommerzielle Aktivitäten und Spenden verdient. 



Das Management dieses Portfolios stellt nun eine Hauptaufgabe dar und Finanzabteilungen in den Universitäten  haben sich in Größe und Verantwortlichkeit ausgedehnt. Die Leitung der Finanzen ist jetzt eine der bedeutendsten administrativen Funktionen, direkt unter dem Vizekanzler angesiedelt, und das Strategische Management der Finanzen ist eine der wichtigsten Aufgaben des Vizekanzlers selbst. Es wird bedeutend mehr Zeit auf diesen Aspekt verwandt als auf die akademische Führung der Universitäten.



Der Direktor für Finanzen übt in der Regel vier Hauptaufgaben aus. Eine ist die traditionelle Aufgabe sicherzustellen, daß Mittel in Übereinstimmung mit gesetzlichen Bestimmungen und den Entscheidungen der Universitätsautoritäten eingesetzt werden. Die zweite ist, Anreize zur Mittelgenerierung für die Mitarbeiter zu schaffen. Zum dritten ist sicherzustellen, daß alle Aktivitäten finanziell abgedeckt sind. Falls parallele Unterstützung fließt (z.B. Forschung subventioniert die Lehre), sollte dies bewußt geschehen und nicht als Resultat akademischer Ignoranz gegenüber finanziellen Implikationen. Die vierte Funktion ist, das Investitionsportfolio der Universität zu verwalten.� Wie in anderen kommerziellen Unternehmen ist der Grad an Autonomie der Universität nun größtenteils von ihrer Rentabilität abhängig.



Diese Änderungen haben auch das Verhältnis zwischen den beiden leitenden Organen der Universitäten radikal verändert. Die meisten Universitäten haben aus zwei Kammern bestehende leitende Einrichtungen, den Senat und den Rat. Während der Senat die akademischen Belange überwacht, ist der Rat für finanzielle, rechtliche und andere administrative Angelegenheiten verantwortlich. Die Mitgliedschaft in beiden Organen variiert zwischen den Universitäten, jedoch besteht der Senat nahezu vollständig aus Repräsentanten des akademischen Personals sowie einigen ausgewählten Repräsentanten der Studentschaft und des übrigen Personals. Der Rat besteht zumeist aus gewählten Mitgliedern des Senats, aber mehr als 50 Prozent der Mitglieder repräsentieren lokale und nationale Einrichtungen, Industrie, Handel, Politik, Kirche und Schulen. Es existiert keine universelle Formel für eine Mitgliedschaft im Rat und die meisten Mitglieder nehmen aufgrund einer persönlichen Einladung durch den Rat teil.



Formal ist der Rat das höher gestellte Organ, wobei jedoch bis 1980 alle Entscheidungen effektiv durch den Senat getroffen wurden. Der Senat traf alle akademischen Entscheidungen und der Rat stellt die dazu notwendigen finanziellen Mittel bereit. Die substantiellen finanziellen Einschnitte der frühen 80er Jahre kehrten die Richtung der Entscheidungsfindung um. Die meisten akademischen Entscheidungen betreffen auch die Finanzen und daher entscheidet nun der Rat, für welche Aktivitäten Mittel zur Verfügung stehen: der Senat fällt seine akademischen Entscheidungen innerhalb dieser Grenzen.



Andere Veränderungen in den letzten zehn Jahren führten zu einem strafferen, hierarchischen Management, eine strengere Formulierung von akademischen Personalverträgen und der Gründung von universitären Unternehmungen zur Vermarktung von Forschungsergebnissen, Beratungsdiensten und der Benutzung von Universitätseinrichtungen. Die traditionelle Struktur der Entscheidungsfindung unter Beteiligung mehrerer Komitees wurde verschlankt und viele Entscheidungen, die ursprünglich durch Komitees bearbeitet wurden, werden jetzt durch die Abteilungsleiter selbst getroffen. Zusammenfassend kann man feststellen, daß substantielle Änderungen in den Universitäten seit der Mitte der 80er Jahre zu einer deutlichen Beschleunigung der Reaktionsfähigkeit auf wechselnde finanzielle Umstände und externe Möglichkeiten der Einnahmengenerierung geführt haben.



Diese Änderungen wirkten auf ein System, das vor 1980 an stabile Finanzierungsmechanismen gewöhnt war. Kritik von Seiten des Privatsektor betonte richtigerweise, daß Universitäten zu viel Sicherheit in einer unsicheren Welt suchten. Es kann aber auch nur wenig Zweifel darüber geben, daß viele Änderungen der letzten Jahre eine schärfere Richtung eingeschlagen haben als in jedem anderen freien Markt von vergleichbarer Größe. Exzessive Sicherheit ist unverhältnismäßiger Unsicherheit gewichen. 



Die Änderungen werfen ebenfalls fundamentale Fragen über den Charakter der Universitäten als akademische Institutionen auf. Eine “Idee einer Universität” ist, daß ihre einzige Funktion ist, Studenten und Doktoranden zu lehren und Grundlagenforschung zu betreiben. Jede andere Aktivität stellt eine Störung dar und ist nur gerechtfertigt, wenn ein genereller Vorteil für Forschung und Lehre daraus erwächst. Das andere Extrem ist die Sichtweise, daß Universitäten ökonomische Unternehmen in der Wissensindustie sind und daß sie demzufolge den kosten-effektivsten Dienstleistungsmix vermarkten. Die Erwägung aller anderen Tätigkeiten ist somit zu vernachlässigen. Falls Universitäten einige ihrer Ressourcen für öffentliche Dienstleistungen einsetzen, sollten diese nur geringfügig sein und komplementär zu Forschung und Lehre. 



Marktkräfte sind nicht notwendigerweise für Universitäten schädigend. Seit dem Mittelalter ist ihre Anpassungsfähigkeit eine der Stärken der Universität. Es ist jedoch wichtig zu erkennen, daß fundamentale Änderungen stattfinden und daß diese profunde Konsequenzen für das Wesen der Universitäten haben können.

Ein Weg, dieser Änderungen zu charakterisieren, ist der Wechsel von der Vorherrschaft des Produzenten zu der des Konsumenten. Diese Transformation ist als substantiell anzusehen. Innerhalb von zehn Jahren haben sich Studenten von Auszubildenden in Konsumenten verwandelt und ihre Lehrer von Meisterhandwerkern zu Kaufleuten. Dies hat zu radikalen Änderungen im Management der Universitäten und in den Verhältnissen zwischen Akademikern und Verwaltern geführt. Nur sehr wenige Ressourcen sind nun für Individuen und Gruppen, die nicht zu einem vermarktbaren Output beitragen, zugänglich.



Bis zu den 80er Jahren war das UGC ein respektierter Puffer zwischen dem Staat, welcher den Großteil der finanziellen Mittel zur Verfügung stellt, und den Universitäten, welche entschieden, wie diese Mittel zu verwenden waren. Das Prinzip einer fünfjährigen Pauschalzahlung unterstrich die universitäre Autonomie. Da die Universitäten selbst ein festgesetztes Budget verwalteten, wurde so finanzielle Verantwortung und lokale Effizienzoptimierung gefördert. Die Opportunitätskosten jeder Ausgabenentscheidung waren so deutlich. Die Universitäten wußten, daß, wenn sie ihre Mittel für einen Zweck einsetzten, keine Mittel für einen anderen zur Verfügung stehen würden. 



Dieses System funktionierte in einem kleinen und relativ homogenen Hochschulsystem mit einem hohen Grad an gemeinsamen Zielen und Zwecken gut. Solange die Universitäten nur einen kleinen Teil des öffentlichen Budgets beanspruchten, bestand nur wenig politische Forderung nach Überwachung: gemeinsame Ziele und Zwecke förderten eine einvernehmliche Entscheidungsfindung in den Komitees. Dieser Zustand wird in der Literatur als kollegial beschrieben. Interne Ressourcenverteilung war eher auf die Mittel als auf das gewünschte Endergebnis konzentriert. 



Kollegialität ist dem politische Konflikt gewichen als die allgemeine Expansion die Gemeinsamkeit von Interessen reduzierte und als die finanziellen Beschränkungen den Wettbewerb um Ressourcen verschärfte. Es ist relativ einfach, einvernehmliche Entscheidungen zu treffen, wenn es darum geht, neue Mittel zu verteilen. Dagegen ist es bedeutend schwerer, Einschränkungen zu verteilen oder bestehende Aktivitäten zu beenden, um neue zu beginnen.



Das UGC Globalsummensystem war demzufolge unfähig, dem finanziellen Druck eines expandierten, diversifizierten und finanziell eingeschränkten Hochschulsystems der 80er Jahre standzuhalten. Die Schwierigkeiten wurden noch dadurch verschärft, daß verschiedene Vorstellungen über eine angemessene Form einer Hochschullehre existierten. Die motivierende Kraft bei Lehrplanänderungen war nicht mehr das in Forschungslaboren neu generierte  Wissen oder das traditionelle Wissen in den Universitätsbibliotheken. Die neuen Kategorien von Studenten strebten vielmehr danach, sich praxisrelevantes Wissen anzueignen, und sie wurden dabei von einer Regierung, die sich den Marktprinzipien im öffentlichen Sektor verschrieben hatte, unterstützt.



Im allgemeinen stützte das UGC ein Hochschulsystem, in dem den Interessen des akademischen Personals Priorität eingeräumt wurde. Forschung hatte in der Regel Vorrang vor der Lehre, eine Anstellung bis zu Pensionierung wurde nahezu universell gewährt und das akademische Personal kontrollierte das Universitätsmanagement. Das Managementmodell basierte auf der antiken Demokratie Athens, in der das akademische Personal Mitglied  des entscheidungsfindenden Gemeinwesen war. Studenten waren Lehrlinge in diesem Modell und erlernten ihre akademische Fähigkeiten durch enge Interaktion mit ihren Mentoren.



Dahingegen kann das heutige Finanzierungssystem britischer Universitäten als eines charakterisiert werden, dessen Budget sich durch Leistungsziele definiert. Im Rahmen dieser Ressourcenallokation ist die Finanzierung durch vereinbarte zukünftige Ergebnisse spezifiziert. Finanzierungsorgane überwachen eher Ergebnisse als den Input. Das meist genannte “Outputmaß” ist die Anzahl der Studenten und die Universitäten erhalten ihre Mittel aufgrund einer Formel, die auf der Anzahl der Studenten multipliziert mit den prognostizierten Kosten pro Student basiert. Nachdem Formeln und Kosten per Einheit festgelegt worden sind, erlaubt die Regierung, im Prinzip, den Universitäten diese Mittel so einzusetzen, wie diese es wünschen. Voraussetzung ist jedoch, daß das vorher vereinbarte Ergebnis an Studenten, bzw. Graduierten erreicht wird. Ist dieses Prinzip einmal fest etabliert, kann es durch die Regierung genutzt werden, das gesamte System in Übereinstimmung mit nationalen Prioritäten zu steuern.



Die Schlüsselfunktion dieser auf Leistung basierenden Finanzierung ist die umsichtige Identifikation und Spezifizierung des “Outputs”. Damit wird die Frage aufgeworfen, ob die Anzahl der Studenten überhaupt eine sinnvolle Größe ist. Wenn es das Ziel der Regierung ist, Universitäten dazu zu bewegen, so viele Studenten wie möglich zu rekrutieren, erscheint es als vernünftig, die Anzahl der Immatrikulationen zu erwägen. Dieses war das Ziel der Regierungspolitik in Großbritannien in der Zeit von 1988 bis 1994. Wenn der Output “Studenten” lautet, ohne weitere Spezifikation, besteht ein Anreiz Studenten zu bevorzugen, die günstig zu unterrichten sind und sich nicht zu sehr auf den erfolgreichen Abschluß eines Studiums zu konzentrieren. Wenn das institutionale Einkommen auf Massenimmatrikulationen basiert, besteht sogar der Anreiz, Studenten zum Herauszögern ihres Studienabschlusses zu ermuntern. Diesbezüglich hat es kürzlich einige Bedenken im Zusammenhang mit Teilzeitstudenten gegeben.



Leistungsorientierte Budgets tendieren dazu, zu straffer und straffer spezifizierten Outputs zu führen. Die Einführung der Outputfinanzierung hat folglich das Rad in einem wichtigen Aspekt einmal voll herumgedreht. Regierung und externe Finanzierungsorgane werden zu einem Maße in die detaillierte Regulierung miteinbezogen, wie es bei den meisten der inputbasierten, titelspezifischen Finanzierungen der europäischen Universitäten der Fall ist. Ob dies effizienter ist oder nicht, hängt davon ab, wie gut Ergebnisse definiert sind und wie beschwerlich und teuer die Überwachung der tatsächlichen Ergebnisse mit den gewünschten ist. Dies ist zu einem großen Teil die Erklärung des Paradoxes, daß die Einführung eines outputbasierten Budgets die finanzielle Autonomie der Universitäten und zugleich die Intervention der Regierung erhöht hat. 



Zwischen 1988 und 1993 erhielten die Universitäten und Hochschulen Mittel für eine jährliche Studentenquote (mit unterschiedlichen Quoten und Kosten pro Einheit für jedes Studienfach und Studienart). Über diese Quote hinausgehend, waren sie in der Lage selbstfinanzierende Studenten anzunehmen, entsprechend etwa 30 Prozent der Durchschnittskosten pro Student. Diese Studiengebühren wurden durch öffentliche Mittel subventioniert. Diese selbstfinanzierenden Studenten wurden mit in die Formel des nächsten Jahres einbezogen, bestimmten die jährliche Quote mit und reduzierten die Durchschnittskosten pro Student, die die Regierung Willens war zu tragen. Dies übte Druck auf die Universitäten aus, Immatrikulationen selbstfinanzierender Studenten zu erhöhen, um nicht Mittel im nächsten Jahr zu verlieren. Der Nettoeffekt resultierte in dem wohl stärksten Anstieg an Immatrikulationen in der Geschichte des britischen Hochschulsystems und Senkung der Durchschnittskosten. Zwischen 1988 und 1993 stiegen die Immatrikulationen um 60 Prozent, während die Durchschnittskosten pro Student um ungefähr 25 Prozent fielen. Ökonomisch gesehen handelte es sich hier um ein System einer hochentwickelten Kostenpolitik, in der Universitäten, deren marginale Kosten geringer als die Durchschnittskosten waren, neue Studenten zu einem niedrigeren Preis rekrutierten. 



Diese Politik erwies sich jedoch als zu erfolgreich. 1994 beendete die Regierung ihre Expansionstrategie, teils weil das enorme Anwachsen von Immatrikulationen die öffentlichen Ausgaben im Hochschulbereich substantiell anstiegen ließ und teils aufgrund von Befürchtungen bezüglich der Implikationen dieser kostengünstig orientierten Expansion für die traditionell hohe Qualität der britischen Hochschulausbildung. Es wird bereits daraufhin gewiesen, daß Studienabschlußraten deutlich unter die traditionellen 85 bis 90 Prozent gefallen sind.  



Nachdem Universitäten mehr finanzielle Autonomie gegeben worden ist, stellt sich die Frage, wieviel von dieser finanziellen Freiheit an untere organisatorische Einheiten - Fakultäten und Institute - weitergegeben werden soll. Die Ansichten hierzu widersprechen sich. Eine ist, daß Universitäten eher in der Lage sind, ihre Ressourcen zu mobilisieren, wenn alle Verfügungsgewalt im Zentrum konzentriert ist. Dem gegenüber steht die Ansicht, daß Fakultäten eher kommerzielle Initiative zeigen, wenn sie die so generierten Einnahmen für sich verwenden können. Gleiches gilt dann entsprechend für die Institute. 



In einer Studie über die sich ändernden finanziellen Strukturen in britischen Universitäten (Williams, 1992) haben wir gefunden, daß eine Reaktion vieler Universitäten auf Änderungen in externen Finanzierungsangelegenheiten die Delegation vieler täglicher Entscheidungen an Fakultäten und Institute war. Die zentrale Verwaltung behält ihre strategische Rolle und verteilt die Mittel an die Institute, ohne jedoch auf die Genehmigung von Routineausgaben zu bestehen. Institute erledigen dies im Rahmen ihrer fixierten Budgets. Durch die Einführung von Computern in Hochschulen und damit hochentwickelten Informationssystemen ist es nun möglich, die Ausgabenentscheidungen der Institute täglich zu überwachen und durch Prüfungsprozeduren Unregelmäßigkeiten aufzudecken.



In Universitäten ohne diese Systeme melden Manager ihre Zweifel an der Kapazität dieser Kostenzentren an, wenn es um schwierige finanzielle Entscheidungen geht. Es wird ebenso angegeben, daß eine finanzielle Dezentralisierung den Verzicht der institutionalen Manager auf die Verantwortung für die Implementierung universitätsweiter Entscheidungen über akademische Prioritäten reflektiert. In nahezu allen Universitäten mit dezentralen Budgets ist das institutionale Budgetziel Sparen.

Der Aspekt institutionaler Kontrolle versus Autonomie der Fakultät reflektiert den Konflikt zwischen staatlicher Kontrolle und Autonomie der Universität. Es ist interessant zu beobachten, daß einige Vizekanzler in Großbritannien, die sich laut und deutlich für eine finanzielle Autonomie der Universitäten einsetzen, ebenso vehement vor der Ausweitung derselben auf die einzelnen Institute in der Organisation warnen. Es ist zu vermuten, daß es sich hier eher um eine Frage der Macht handelt. Auf der anderen Seite ist das finanzielle Management eine Fähigkeit, die erlernt sein will. Es kann durchaus sein, daß Universitäten die Fähigkeiten und notwendigen Informationssysteme, um ihr Budget effizient zu verwalten, bereits haben, während dies bei den einzelnen Instituten nicht der Fall ist.



Die Spannungen sind um so stärker, je mehr Einnahmen für quasi-kommerzielle Aktivitäten durch Institute und Forschungszentren generiert werden. Die Vermarktung von Einnahmen generierenden Aktivitäten schafft mitunter ernsthafte Konflikte zwischen akademischen Instituten und der zentralen Verwaltung. Akademiker behaupten, daß sie Lehre und Forschung in Auftragsarbeit betreiben, weil es entweder einen eigenständiges akademischen Wert hat oder Einnahmen schafft, welches ihnen erlaubt, ihrer eigenen akademischen Arbeit nachzugehen. Institutionale Manager sind eher an der vollen Kostendeckung aller Aktivitäten interessiert und beginnen darauf zu bestehen, daß alle zusätzlichen Tätigkeiten in sofern voll abgedeckt sind, daß sie als Minimalforderung einen positiven Beitrag zur den allgemeinen Kosten des Institutes leisten. Der Aspekt einer angemessenen Abdeckung indirekter Kosten stellt einen Gegenstand lebhafter Debatten dar. Wenn substantielle Beiträge zu den allgemeinen Ausgaben der Universität gewonnen werden konnten, mißfällt es Akademikern, die diese Gewinne erzeugt haben, wenn diese Mittel - aus ihrer Sicht - unnötigerweise an die zentrale Verwaltung fallen oder weniger aktive Institute damit unterstützt werden. 



Andere Spannungen resultieren aus der wachsenden Anzahl an Mitarbeitern, die ausschließlich für Einnahmen generierende Aktivitäten eingestellt werden. Es herrscht Verwirrung darüber, ob ihre Arbeit nun ein Teil der Hauptbetätigung der Universität sei oder ob sie eher eine Art akademischen Proletariats darstellen, deren Aufgabe es ist, Einnahmen zu schaffen, daß dem etablierten Personal erlaubt, die wirkliche akademische Arbeit auszuführen. In Großbritannien ist der Anteil an akademischen Personal, welches nicht vollständig aus den regulären Mitteln der Universität finanziert wird, von 22 Prozent in 1980 auf über 40 Prozent in 1994/95 angestiegen: die vertraglichen Bedingungen, zu denen diese Art Personal eingestellt wird, sind fast immer schlechter als die des etablierten akademischen Personals.



Viele Universitäten haben nun institutionale Beratungsdienste mit dem Ziel, Profit zu machen. Beratungen werden in der Regel aufgrund des finanziellen Anreizes getätigt, aber sind auch als praktische Erfahrung für akademisches Personal und Studenten und als Werbung für zukünftige Forschungsaufträge zu rechtfertigen. Es ist ebenso gebräuchlich für Universitäten geworden, unabhängige kommerzielle Unternehmen zur Entwicklung und Nutzung der Forschungsergebnisse zu gründen. Diese Unternehmen befinden sich häufig in den Gebieten der Computersoftware und der Biotechnologie. 







IV.	Abschließender Kommentar





Britische Universitäten verhalten sich nun hinsichtlich vieler Aspekte wie Mehrprodukt-Unternehmen, in denen das Portfolio der Aktivitäten durch sich ändernde Kosten und wechselnde Marktbedingungen für jedes Produkt determiniert wird. Die Produktionsfunktion ist komplex; einige Aktivitäten wirken komplementär aufeinander, andere konkurrierend. Die meisten sind teils komplementär, teils konkurrierend. Änderungen sowohl im Umfang wie auch in der Struktur der Finanzierung verändern das Gleichgewicht zwischen akademischen und unterstützenden Aktivitäten und ebenso die Zusammensetzung akademischer Tätigkeiten.



Ein Beispiel der Stärken und Gefahren des Marktansatzes war die Antwort der Britischen Universitäten auf die Auferlegung von vollen Studiengebühren für ausländische Studenten durch die Regierung in 1980. Der Anhebung der Gebühren folgte ein nahezu unmittelbarer Rückgang ausländischer Studenten in Großbritannien auf 40 Prozent. Einige Universitäten realisierten jedoch sofort, daß diese neuen Regelungen nicht nur eine Bedrohung ihres Überlebens, sondern auch eine Möglichkeit der Rettung sein können. Sie betrieben aktives Marketing, besonders in denjenigen Ländern, die zuvor große Anzahlen an Studenten nach Großbritannien geschickt hatten. 1985 hatten 65 Prozent der Universitäten Anreizschemata, um individuelle Institute zu ermuntern, mehr ausländische  Studenten zu rekrutieren. Dies resultierte mitunter in unverantwortlichen Rekrutierungen und der Etablierung sogenannter ‘Ghetto-Kurse’, die mehr mit der Ausnutzung finanzieller Vorteile als mit der angemessenen Ausbildung ausländischer Studenten zu tun. Demgegenüber hat es auch steigendes Bemühen um das Wohlbefinden ausländischer Studenten und der Einführung einer breiten Palette hochqualifizierter Spezialkursen, die sich auf bestimmte Marknischen konzentrieren, gegeben - amerikanische Studenten suchen die Erfahrung europäischer Kultur, europäische Studenten vom Kontinent mit dem Ziel, die englische Sprache und Literatur zu studieren, Studenten der ölreichen Ländern streben eine Forschungsausbildung an, die ihnen gute Positionen in ihrem eigenen, expandierenden Hochschulsystem verschaffen und Studenten aus Entwicklungsnationen mit Stipendien von staatlichen und interstaatlichen Einrichtungen mit dem Ziel, spezifischen technischen und professionelles Wissen zu erlernen. Marktkonkurrenz kann sowohl eine Verbesserung der Qualität wie auch eine Kostenreduzierung stimulieren. 



Das britische Hochschulsystem ist momentan mit der Frage konfrontiert, wie eine Erweiterung der allgemeinen Zugangsmöglichkeiten mit dem Bestreben, führend in Wissenschaft und Technologie zu bleiben, vereinigt werden kann. Der Schlüssel zur Lösung liegt in der Diversität. Ein Massenhochschulsystem muß differenzierte Institute und Kurse haben. Es bedarf einer breiten Palette von Studienfächern, -formen und -finanzierungen. Akademische Standards müssen den jeweiligen Studenten und Kursen angemessen sein.



Eine weithin angenommene Lösung ist eine Modulation der Kurse. Es ist nicht länger anerkannt, daß eine Hochschulausbildung in allen Fächern in diskrete Einheiten von drei oder vier Jahren Länge eingeteilt werden müssen. In einigen Bereichen ist eine längere Studiendauer notwendig, um ein Niveau zu erreichen, das professionelle Praxis erlaubt: dies ist bereits in der Medizin und dem Ingenieurswesen der Fall. In vielen anderen erlaubt eine kürzere Zeitspanne die Aneignung notwendigen Wissens und Fähigkeiten. Eine Frage, die noch nicht umfassend beantwortet worden ist, stellt sich in der Anerkennung derjenigen, die eine kürzere Zeitspanne zur erfolgreichen Beendigung ihres Studienfaches benötigen. Dieser Aspekt gewinnt an Bedeutung, wenn die Entwicklung des britischen Hochschulsystems hin zu einer Massenausbildung die Schwächen vieler europäischer Systeme, in denen der Masseneintritten Massenabbrüche ohne Erlangen der vollen Qualifikation folgen, vermeiden will. In den meisten Staatssystemen der USA sind Studenten in der Lage, mit einer angemessenen Akkreditierung zu nahezu jedem Zeitpunkt des Kurses die Universität zu verlassen. Großbritannien scheint sich in diesem Aspekt den Vereinigten Staaten anzunähern.



Dem gegenüber kann die Diversifizierung zum Zwecke der Zugangserweiterung schädigenden Einfluß auf die Hochwertigkeit der Forschung haben. Die Bedürfnisse der Forschung unterscheiden sich erheblich von denen der Lehre. Eine Konsequenz der Varietät der Zwecke und Kriterien in Lehreinrichtungen ist, daß Forschung nicht die gleiche Funktion in allen innehaben kann. Viele wissenschaftliche Forschungen bedürfen einer teuren Ausrüstung und es existieren daher unzweifelhafte Vorteile einer Konzentration der Bemühungen. Zweifel wachsen bezüglich des Wesens der Verbindung zwischen Lehre und Forschung. Es wird zunehmend realisiert, daß nicht alle Studenten aus einer engen Zusammenarbeit mit forschenden Wissenschaftlern Vorteile ziehen. Für viele ist eine größere Herausforderung, mit professionellen Praktikern zusammenzuarbeiten oder durch externe Lehrkräfte unterrichtet zu werden. Für Forscher sind reguläre Lehrverpflichtungen oft eher eine Störung. Im Zuge einer zunehmenden Spezialisierung der Wissenschaft, wird die Wissenslücke zwischen Forschern und der Mehrzahl an Studenten immer größer. Während der einzelne Universitätslehrer, in Zusammenarbeit mit einer kleinen Gruppe oder allein, kontinuierlich Fortschritte in einigen Bereichen machen kann, wächst die Erkenntnis, daß eine moderne Ausrüstung und eine häufige, schnelle Kommunikation zwischen Wissenschaftlern essentiell für einen bedeutenden wissenschaftlichen Fortschritt ist. Dies erhöht den vergleichbaren Vorteil spezialisierter Forschungsgruppen mit nur losen Kontakten zur Universität. Schlußendlich wird das Humboldtsche Ideal der Einheit von Lehre und Forschung in den integrierten Universitäten Großbritanniens nicht mehr praktiziert. 



� Royal Charter: Die rechtliche Grundlage der neueren Universitäten, 1993 aus den früheren ‘Polytechnics’ und ‘Colleges’ entstanden, ist ein parlamentarisches Gesetz. Aus praktischen Gründen sind die Unterschiede minimal. 

� Dies Argument ist häufig angezweifelt worden. Viele Akademiker glauben heute, daß die Universitäten sich viel zu leicht der dominanten Marktideologie der 80er und 90er Jahre unterworfen haben. 

� DES: Department for Education and Science

� Kürzung sämtlicher Subventionen für Übersee-Studenten und eine weitere 15-prozentige Kürzung der Regierungsmittel an Universitäten.

� Der UFC (Universitätsfinanzierungsrat) für Universitäten und der PCFC (Rat für die Finanzierung der Polytechnics und Colleges) für andere Hochschuleinrichtungen. 1992 wurden diese durch die Hochschulfinanzierungsräte (HEFCEs) ersetzt, die für die gesamte Finanzierung des Hochschulsystems verantwortlich sind, jedoch mit unterschiedlichen Räten für England, Schottland und Wales. 

� Ende der 60er Jahre existierten vier Forschungsräte: Wissenschaft (SRC), Medizin (MRC), Landwirtschaft (ARC), und Sozialwissenschaften (SSRC). Der SRC wurde anschließend in den Forschungsrat für Wissenschaft und Ingenieurswesen (SERC) und den Nationalen Umweltforschungsrat (NERC) aufgeteilt und der SSRC änderte seinen Namen Anfang der 80er in den Forschungsrat für Ökonomie und Sozialwissenschaften, um die Vorurteile eines Ministers, die Sozialwissenschaften seien nicht wirklich wissenschaftlich, genüge zu tun.

� Das System, das von 1997 an gilt, hatte geringfügige Änderungen. Diese werden an späterer Stelle in dieser Arbeit erläutert.  

� Research Assessment Exercise (RAE)

� Anfang 1997 wurde bekannt gemacht, daß Institute mit einem Wert von 1 ODER 2 fortan KEINE Mittel für Forschung erhalten würden. 

� 4 Jahre in Schottland.

� Dieser Abschnitt ist in enger Anlehnung an die offizielle Broschüre des HEFCEs (“A Guide to Funding Higher Education in England, How the HEFCE allocates its Funds”, Bristol, 1996-97)  erstellt worden.

� HESES: Higher Education Early Statistics

� Sandwich: Ausbildungsgang, bei dem sich Theorie und Praxis abwechseln.

� AUCF: Average Unit of Council Funding

� RAE: Research Assessment Exercise

� Die Kommerzialisierung der Universität bedeutet, daß die Universität zu jedem Zeitpunkt Debitoren, Kreditoren und eine Kassenhaltung hat. Ihr vernünftiges Management kann das verfügbare Einkommen um mehr als 5 Prozent erhöhen. 
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